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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Personal

Das Anliegen einer Personalbremse in Analogie zur Ausgabenbremse stiess in der
grossen Kammer auf Gehör – ganz im Gegensatz zum Postulat Föhn (svp, SZ), das mit
der gleichen Idee im Ständerat bereits in der Herbstsession 2015 gescheitert war. Das
von der FDP-Parteipräsidentin Petra Gössi (fdp, SZ) eingereichte Postulat ersucht den
Bundesrat um einen Vorschlag zur Einführung höherer Hürden gegen die von der
Postulentin so bezeichnete «Regulierungsflut», für die sie als Indiz die Anzahl Seiten in
der Systematischen Rechtssammlung anführte, die sich zwischen 2000 (3'112 Seiten)
und 2012 (7'508 Seiten) mehr als verdoppelt hatte. Das Parlament selber müsse in die
Pflicht genommen werden, indem beispielsweise ein qualifiziertes Mehr für Erlasse, die
eine Aufstockung des Personals nach sich ziehen, verlangt werden müsse. Der
Bundesrat lehnte das Postulat ab mit der Begründung, dass sich eine Personalbremse
nicht als Mittel zur Minderung der Regulierungskosten eigne. In der Debatte versuchte
Finanzminister Ueli Maurer vergeblich zu relativieren, indem er versicherte, dass sich
die Personalausgaben konstant bei etwa 8% des gesamten Budgets bewegten und nicht
als Kostentreiber bezeichnet werden könnten; selbst wenn 10% aller Stellen gestrichen
würden, würde lediglich 1% der Kosten gespart. In seiner eigenen SVP-Fraktion, aber
auch bei der FDP- und der BDP-Fraktion, verfing dieses Argument freilich nicht und das
Begehren wurde mit 106 zu 83 Stimmen (bei einer Enthaltung) angenommen. 1

POSTULAT
DATUM: 04.05.2017
MARC BÜHLMANN

Die FK-SR hatte mit 6 gegen 6 Stimmen bei Stichentscheid ihres Präsidenten
entschieden, der vom Bundesrat vorgeschlagenen Abschreibung der Motion zum
Ausgabenstopp bei den Personalkosten nicht zuzustimmen. Zwar anerkenne die
Kommission, dass das Konzept der Motion als umgesetzt betrachtet werden könne,
führte Kommissionssprecher Hannes Germann (svp, SH) aus. Eine Abschreibung könne
aber als falsches Signal verstanden werden, das die Bundesverwaltung als Einladung
interpretieren könnte, den Personalbestand wieder aufzustocken. Man wolle zudem das
Konzept für die mittelfristige Personalplanung abwarten, das für Ende 2018 versprochen
sei. Anita Fetz (sp, BS), die Sprecherin der Minderheit, verwies darauf, dass es eigentlich
keine Minderheit sei, sondern ein «fifty-fifty»-Entscheid, den sie hier vertrete. Die
Motion sei nicht nur bereits vier Jahre alt, ihr Ziel eines fixen Personaldeckels
widerspreche zudem der Logik des neuen Finanzmodells mit Globalbudgets. Der
Bundesrat habe schon zahlreiche Berichte zur Deckelung erstellen lassen, was man im
Ständerat anscheinend «gerne habe»: «[D]ann hat man etwas getan». Zudem gäbe es
zahlreiche Inkonsequenzen: So wolle der Rat das Grenzwachkorps aufstocken, was aber
eben nicht gehe, wenn gleichzeitig eine Personaldecke gefordert werde. Man müsse
sich also schon irgendwann entscheiden, was man überhaupt wolle. 
Finanzminister Ueli Maurer rechnete vor, dass die Personalstellen seit 2015 nicht mehr
gewachsen seien. Die Motion habe also tatsächlich ihren Zweck erfüllt. Er wies zudem
darauf hin, dass die Personalverwaltung über Köpfe zu steuern alles andere als effizient
sei. Es wäre für den Bundesrat einfacher, wenn das Parlament über das Budget steuern
würde. Dort sei der Personalbestand ja jeweils ausgewiesen. Weil im Moment sowohl
über Finanzen als auch über Köpfe gesteuert werde, könnten zahlreiche Stellen nicht
besetzt werden. Der «oberste Personalchef des Bundes», wie sich Maurer selber
bezeichnete, wies zudem darauf hin, dass das Personal in der Bundesverwaltung
überdurchschnittlich motiviert sei, wofür auch einmal Dank angebracht wäre.
Die kleine Kammer nahm – vielleicht auch ob der magistralen Worte – den
Minderheitsantrag an und hiess entsprechend die Abschreibung der Motion 15.3494
gut. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.09.2018
MARC BÜHLMANN

Nachdem der Ständerat der Abschreibung der Motion zum Ausgabenstopp bei den
Personalkosten zugestimmt hatte, entschied sich die FK-NR mit 12 zu 9 Stimmen bei 4
Enthaltungen, ihrem Rat ebenfalls die Abschreibung zu empfehlen. Die
Kommissionssprecherin Mattea Meyer (sp, ZH) in deutscher und der
Kommissionssprecher Jean-Paul Gschwind (cvp, JU) in französischer Sprache machten
deutlich, dass die Motion von einem alten Berechnungsmodell ausgehe, das seit 2017
vom neuen Führungsmodell überholt worden sei. Eine Personalobergrenze in diesem

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.03.2019
MARC BÜHLMANN
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neuen Modell sei nicht sinnvoll, da der Personalbestand dynamisch müsse angepasst
werden können. Personalstellen sollten über das Budget und nicht über Köpfe
gesteuert werden – ein Rat, den auch Finanzminister Maurer in seinem Schlussvotum in
der grossen Kammer wiederholte, nachdem es dort zu einem lebhaften Schlagabtausch
zwischen der linken und rechten Ratshälte gekommen war. Während die FDP und die
SVP darauf beharrten, dass die Personalstellen in den letzten Jahren dauernd
gewachsen seien, und Bundesrat Maurer vorwarfen, in der Definition der Anzahl Stellen
«kreativ» zu sein (Hans-Ulrich Bigler; fdp, ZH), wiederholten die Sprecherinnen und
Sprecher der anderen Fraktionen, dass die Steuerung des Personalbestandes über
Finanzen effizienter sei als über eine Stellenobergrenze. 
Letztlich entschieden dann nur wenige Stimmen darüber, dass die grosse Kammer
anders stimmte als die kleine: Mit 98 zu 94 Stimmen entschied sich der Nationalrat, die
Motion nicht abzuschreiben. 3

Die Höhe der Personalausgaben in der Bundesverwaltung war in der Frühlingsession
2019 ein recht virulent diskutiertes Thema. Mit einer Motion wollte die FK-NR die
Diskussion um ein Element erweitern, das ebenfalls in aller Munde war: Konkret wollte
die Kommission den Bundesrat verpflichten, die Personalausgaben mit Hilfe der
Digitalisierung in den Griff zu bekommen. Die modernen technischen Hilfsmittel sollen
nicht nur dazu genutzt werden, die Personalausgaben jährlich zu überprüfen, sondern
es sollen Effizienzgewinne angestrebt werden. Damit soll es möglich sein, die
Personalausgaben auf dem Stand des Voranschlags 2019 zu plafonieren.
Der Bundesrat störte sich insbesondere an dieser letzten Forderung. Freilich sei dank
der Digitalisierung mit Effizienzgewinnen zu rechnen; bevor diese einträten, würde die
Automatisierung von Prozessen aber einen Mehrbedarf an personellen Ressourcen
verlangen. Zudem sei die Regierung bemüht, das Wachstum der Personalausgaben tief
zu halten, was allerdings schwierig sei, weil eine Vielzahl von Aufgaben in der
Bundesverwaltung auf Entscheide des Parlaments zurückgingen. Der Bundesrat riet
ausdrücklich von einer Plafonierung der Personalausgaben ab, da eine solche zu
unflexibel und nicht zielführend sei. 
In der nationalrätlichen Debatte machte sich Alois Gmür (cvp, SZ) für die
Kommissionsminderheit stark und wies ebenfalls auf die mangelnde Flexibilität der
Vorlage hin. Er bezeichnete ein Einfrieren der Personalausgaben gar als
«verantwortungslos». Das Parlament brauche keine «Selbstbevormundung» und sei
mündig genug, die Personalkosten jährlich über das Budget zu steuern. Bundesrat Ueli
Maurer warnte im Rat ebenfalls vor einer Plafonierung. Eine solche würde bedeuten,
dass neue Aufgaben einen Stellenabbau an anderen Orten mit sich bringen würden. Er
erinnerte an das Beispiel Agroscope: Dort wollte der Bundesrat Stellen einsparen, was
zu einem Aufschrei bei allen Kantonen und Fraktionen geführt habe. Maurer wies die
Volksvertreterinnen und Volksvertreter darauf hin, dass sie nicht immer ganz kohärent
seien. Diese folgten hingegen der Mehrheit der Kommission und überwiesen die Motion
mit 100 zu 83 Stimmen (keine Enthaltungen) an den Ständerat. Die 100 Stimmen
stammten aus den geschlossenen Fraktionen der SVP und der GLP sowie aus der FDP
(eine Nein-Stimme) und von einer Minderheit der BDP. 4

MOTION
DATUM: 12.03.2019
MARC BÜHLMANN

Es gebe durchaus Sympathien für das Anliegen der Motion der Schwesterkommission,
sagte der Kommissionssprecher der FK-SR, Hannes Germann (svp, SH). Deren Ziel etwa,
die Personalausgaben in der Bundesverwaltung im Griff zu behalten, sei unbestritten.
Man müsse aber auch dem Bundesrat recht geben, der den Anteil der Personalausgaben
an den Gesamtausgaben in den letzten 10 Jahren konstant bei 8 Prozent gehalten habe.
Die vom Nationalrat angenommene Motion der FK-NR, welche die Personalausgaben
mit Hilfe der Digitalisierung in den Griff zu bekommen gedenkt, habe aber
insbesondere den Haken, dass die vorgesehene Plafonierung der Personalausgaben auf
den Stand des Voranschlags 2019 die Budgethoheit des Parlaments arg beschneide.
Zudem ginge damit der Spielraum für Teuerungsanpassungen verloren, was zur Folge
hätte, dass die Teuerung entweder nicht ausgerichtet oder aber mittels Stellenabbaus
finanziert werden müsste. Zwar würden sich aus der Digitalisierung möglicherweise
Effizienzgewinne ergeben, in einem ersten Schritt bedeute Digitalisierung aber vor
allem Mehrausgaben. Die Mehrheit der Kommission lehne die Motion deshalb ab.
Werner Hösli (svp, GL), der für die Minderheit das Wort ergriff, erinnerte daran, dass
man ja mit der Abschreibung der Motion der FK-SR (Mo. 15.3494) darauf verzichtet
habe, die Personalausgaben über Köpfe zu steuern, weil man über Finanzen steuern
wolle. Dies sei ja jetzt aber genau das Anliegen dieser Motion, weshalb nicht zu
verstehen sei, dass diese ebenfalls abgelehnt werde. Es brauche hier dringend

MOTION
DATUM: 13.06.2019
MARC BÜHLMANN
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Vorgaben, weil die Personalkosten nur in eine einzige Richtung gingen, «nämlich nach
oben».
Finanzminister Ueli Maurer argumentierte gegen die Motion. Der Bundesrat bemühe
sich, die Personalkosten im Griff zu behalten. Er müsse aber darauf hinweisen, dass es
das Parlament sei, das mit neuen Vorstössen immer wieder neue Aufgaben schaffe und
so auch immer mehr Personal fordere – auch wenn der Ständerat immer wieder helfe,
hier Schaden zu begrenzen. Einfrieren oder Plafonieren könne nicht die Lösung sein.
Durch Kürzen von Krediten im Budget habe das Parlament viel direkteren Einfluss,
weshalb die Motion nicht notwendig sei. 
Die kleine Kammer nahm den magistralen Steilpass auf und begrenzte sozusagen den
Schaden durch Versenken der Motion mit 31 zu 4 Stimmen. 5

Weil sich der Nationalrat knapp gegen die Abschreibung der Motion zum
Ausgabenstopp bei den Personalkosten ausgesprochen hatte, kam das Geschäft noch
einmal in den Ständerat. Die FK-SR beantragte dem Rat mit 10 zu 1 Stimmen, am
ursprünglichen Beschluss festzuhalten und die Motion abzuschreiben. 
Das Anliegen, die Anzahl Stellen in der Verwaltung auf 35'000 zu plafonieren, stamme
aus dem Jahr 2015, argumentierte der Kommissionssprecher Hannes Germann (svp, SH)
in der Ratsdebatte. Seither sei nicht nur das neue Führungsmodell mit Globalbudgets
eingeführt worden, es habe sich auch gezeigt, dass eine starre Begrenzung der
Stellenzahl kontraproduktiv sein könne. Zudem lasse der Vorstoss verschiedene
Interpretationen zu: So sei unklar, welche Bereiche für die Stellenzahl herangezogen
würden und ob die Obergrenze erhöht werden könne, wenn das Parlament neue
Aufgaben einführe. Schliesslich habe sich gezeigt, dass der Bundesrat die
Personalausgaben sehr wohl gut im Griff habe. Finanzminister Ueli Maurer wies darauf
hin, dass der Bund – je nach Berechnung – die 35'000 Stellen eigentlich als Obergrenze
seit rund drei Jahren auf stabilem Niveau bereits einhalte. Zudem sei es sinnvoller, über
Kredite zu steuern als über Köpfe. Deshalb beantrage der Bundesrat die Abschreibung
der Motion. 
In der Folge wurde der Antrag der FK-SR einstimmig angenommen, was die definitive
Abschreibung der Motion 15.3494 bedeutete, da das zweimalige Votieren eines Rates
für eine Abschreibung einem endgültigen Entscheid gleichkommt. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.06.2019
MARC BÜHLMANN

1) AB NR, 2017, S. 709 f.
2) AB SR, 2018, S. 649 ff.
3) AB NR, 2019, S. 254 ff.; Medienmitteilung FK-NR vom 15.10.18; NZZ, 13.3.19
4) AB NR, 2019, S. 259 ff.
5) AB SR, 2019, S. 422 ff.
6) AB SR, 2019, S. 415 f.
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